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Leitsätze 1. Hat ein Leistungsträger bereits
vorläufig geleistet, kann er nicht erneut
zur Leistung verurteilt werden, das
Begehren ist in der Hauptsache mit einer
kombinierten Anfechtungs- und
Feststellungsklage zu verfolgen.

2. Bei einer Schulbegleitung hat die
Abgrenzung zwischen Eingliederungshilfe
und (Behandlungs-) Sicherungspflege
nach Zielrichtung und Zweck der Leistung
zu erfolgen. Dient die Begleitung der
Bewältigung des Schulalltags, ist der
Bedarf der Eingliederungshilfe
zuzuordnen, handelt es sich allein um
einen krankheitsbedingten Bedarf, gehört
er zur Behandlungssicherungspflege.
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SGG § 54 Abs. 1, 55
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3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung der Beklagten wird mit der MaÃ�gabe
zurÃ¼ckgewiesen, dass der Tenor zu 2 des Urteils des
Sozialgerichts Potsdam vom 8. September 2022 wie folgt neu
gefasst wird:

Â 

Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet war, fÃ¼r die Zeit vom
2. Januar 2020 bis zum 30. Juni 2020 fÃ¼r die KlÃ¤gerin hÃ¤usliche
Krankenpflege in Form von spezieller Krankenbeobachtung wÃ¤hrend des
Weges zu und von der Schule sowie wÃ¤hrend der Unterrichts- und
Hortzeit zu erbringen.

Â 

2. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin ihre notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten auch des Berufungsverfahrens zu
erstatten. Im Ã�brigen sind keine Kosten zu erstatten.

Â 

3.Â Â  Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Â 

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von spezieller Krankenbeobachtung als
Leistung der hÃ¤uslichen Krankenpflege wÃ¤hrend der Schulzeit im ersten Halbjahr
2020.

Die amÂ  2010 geborene und bei der Beklagten krankenversicherte KlÃ¤gerin leidet
u.a. an einer NahrungsmittelunvertrÃ¤glichkeit. Bei der KlÃ¤gerin ist ein Grad der
Behinderung von 40 anerkannt.
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Am 24. September 2015 stellte der im streitigen Zeitraum alleinerziehende Vater
der KlÃ¤gerin bei dem spÃ¤ter beigeladenen Landkreis als TrÃ¤ger der Sozialhilfe
erstmals einen Antrag auf medizinische Fachbetreuung fÃ¼r den Schulalltag. Die
KlÃ¤gerin werde ab September 2016 die Schule besuchen. Sie leide u.a. an einer
lebensbedrohlichen Anaphylaxie. Sie sei dauerhaft auf Notfallmedikamente und
auch Dauermedikamente angewiesen. Sie sei erst fÃ¼nf Jahre alt und mit Beginn
der Schule nicht allein in der Lage, die Reaktion und auch die Tragweite eines
Anfalls einzuschÃ¤tzen. Sie kÃ¶nne sofort und nur durch Ã¤uÃ�ere Einwirkung und
auch durch ungewolltes BerÃ¼hren der fÃ¼r sie lebensbedrohlichen Mittel, wie
KuhmilcheiweiÃ� und Ei-EiweiÃ�, in einen Schock verfallen.

Mit Schreiben vom 29. September 2015 Ã¼bersandte der Beigeladene den Antrag
an die Beklagte. Nach seinen Feststellungen handele es sich bei der beantragten
medizinischen Fachbetreuung um eine Behandlungspflege gemÃ¤Ã� Â§ 37
FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V), fÃ¼r welche die Beklagte zustÃ¤ndig sei. 

Die Beklagte zog verschiedene Unterlagen bei, so eine fachÃ¤rztlich-gutachtliche
Stellungnahme der Ã�rztin im Kinder- und Jugendgesundheitsdienst Frau B vom 17.
Juli 2012, eine Stellungnahme des Helios Klinikums E vom 9. MÃ¤rz 2016, eine
Stellungnahme der sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rder- und Beratungsstelle vom 13.
April 2016 und ein sozialmedizinisches Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung [MDK] vom 4. Juli 2016. Der Oberarzt Dr. K des H Klinikums
hielt, sofern die Schule die von der KlÃ¤gerin stets mitzufÃ¼hrenden
Notfallmedikamente nicht verabreichen kÃ¶nne, als letzte MaÃ�nahme die
Einstellung einer Pflegekraft fÃ¼r den Zeitraum des Unterrichts/Hortbesuches fÃ¼r
notwendig, um der KlÃ¤gerin den Schulbesuch Ã¼berhaupt ermÃ¶glichen zu
kÃ¶nnen. 

Der Beigeladene teilte der Beklagten mit Schreiben vom 26. April 2016 mit, dass in
der FÃ¶rderausschusssitzung mit dem staatlichen Schulamt deutlich geworden sei,
dass die KlÃ¤gerin keiner Leistungen der Eingliederungshilfe bedÃ¼rfe. Sie sei in
fast allen Bereichen (Ausdauer und Konzentration, Bereitschaft zur
AufgabenerfÃ¼llung, SelbstÃ¤ndigkeit und emotional-soziale FÃ¤higkeiten)
altersentsprechend entwickelt. Sie leide jedoch u.a. an einer schweren
Nahrungsmittelallergie, wobei allergische Reaktionen bereits bei bloÃ�em
Hautkontakt auftrÃ¤ten. Aus fachÃ¤rztlicher Sicht sollten die Medikamente im
Notfall vom Schulpersonal verabreicht werden, wozu sich die wohnortnahe
Grundschule jedoch nicht in der Lage sehe. Die Grundschule habe erklÃ¤rt, dass die
KlÃ¤gerin nur aufgenommen werden kÃ¶nne, wenn sie von einer medizinischen
Fachkraft begleitet werde. Eine alternative Beschulung kÃ¤me nur in der 86 km
entfernten Oschule in P in Frage.

In einem sozialmedizinischen Gutachten vom 4. Juli 2016 kam der MDK in dem nach
Aktenlage erstellten Gutachten zu dem Ergebnis, dass in der Gesamtschau der
vorliegenden Unterlagen und unter Beachtung der Definition der speziellen
Krankenbeobachtung im Falle der KlÃ¤gerin das Erfordernis einer speziellen
Krankenbeobachtung medizinisch nicht erkennbar sei. Auch wenn eine sofortige
pflegerisch/Ã¤rztliche Intervention bei tÃ¤glichen Situationen nicht nachvollziehbar
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sei, sei unstrittig, dass im Falle der KlÃ¤gerin neben den erforderlichen
behandlungspflegerischen MaÃ�nahmen eine kontinuierliche
Betreuung/Beaufsichtigung durch eine qualifizierte Pflegeperson zur Vorbeugung
und Vermeidung eines anaphylaktischen Schocks unabdingbar sei. Die beantragte
spezielle Krankenbeobachtung sei allerdings nicht begrÃ¼ndbar.

Nachfolgend lehnte die Beklagte die Bewilligung der speziellen
Krankenbeobachtung unter Bezugnahme auf die EinschÃ¤tzung des MDK ab. Sie
fÃ¼hrte aus, sie habe auch zu prÃ¼fen, ob der erstangegangene LeistungstrÃ¤ger
(der hiesige Beigeladene) im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem ZwÃ¶lften
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) die spezielle Krankenbeobachtung zu erbringen
habe. Im Ergebnis teile sie mit, dass der Beigeladene ebenfalls seine
LeistungszustÃ¤ndigkeit verneine, in dessen Namen lehne sie den Antrag auf
Krankenbeobachtung ebenfalls ab.

Auf einen von der KlÃ¤gerin gestellten Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung verpflichtete das Sozialgericht Potsdam die Beklagte mit Beschluss vom
30. August 2016 (Aktenzeichen S 35 KR 280/16 ER) vorlÃ¤ufig, bis zur
endgÃ¼ltigen Entscheidung im Hauptsacheverfahren, maximal bis zum 31.
Dezember 2016, Leistungen der hÃ¤uslichen Krankenpflege in Form der speziellen
Krankenbeobachtung im Umfang von 35 Stunden wÃ¶chentlich zu gewÃ¤hren. Es
kÃ¶nne dahinstehen, ob die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung der hÃ¤uslichen
Krankenpflege erfÃ¼llt seien, wofÃ¼r einiges spreche, da der Antrag durch die
Genehmigungsfiktion nach Â§ 13 Abs. 3a SGB V genehmigt sein dÃ¼rfte.
EilbedÃ¼rftigkeit sei gegeben, da die KlÃ¤gerin ohne Begleitung nicht in ihrer
Grundschule aufgenommen werden kÃ¶nne. Die Beschulung in Potsdam mit
Unterbringung im Internat sei fÃ¼r die KlÃ¤gerin unzumutbar.

Nachdem auf eine Folgeverordnung von Krankenpflege fÃ¼r die Zeit vom
1.Â Januar bis zum 30. Juni 2017 wegen eines ZustÃ¤ndigkeitsstreits zwischen der
Beklagten und dem Beigeladenen zunÃ¤chst keine Entscheidung ergangen war,
verpflichtete das Sozialgericht Potsdam die Beklagte mit weiterem Beschluss vom
30. Dezember 2016 (Aktenzeichen S 35 KR 406/16 ER) vorlÃ¤ufig, lÃ¤ngstens bis
zum 31.Â MÃ¤rz 2017, zur Leistungserbringung in Form der speziellen
Krankenbeobachtung fÃ¼r den Hin- und RÃ¼ckweg zur Schule und wÃ¤hrend der
Hortzeiten, nicht aber wÃ¤hrend der Schulstunden. Es sei keine dauernde
Beobachtung wÃ¤hrend des Unterrichts notwendig. FÃ¼r die KlÃ¤gerin dÃ¼rfte ein
Anspruch auf GewÃ¤hrung der Krankenbeobachtung im Sinne der
Behandlungspflege gegen die (hiesige) Beklagte bestehen, da eine
Folgeverordnung vorliege und die Beklagte bereits aus Anlass der ersten
Verordnung fÃ¼r eine Entscheidung als zweitangegangener TrÃ¤ger zustÃ¤ndig sei.
DarÃ¼ber hinaus sei sie fÃ¼r die Ã�bernahme einer Behandlungspflege
zustÃ¤ndig. 

Nach Beschwerden der KlÃ¤gerin und der Beklagten Ã¤nderte das
Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg mit Beschluss vom 24. Februar 2017
(Aktenzeichen L 1 KR 21/17 B ER) den Beschluss des Sozialgerichts und bewilligte
hÃ¤usliche Krankenpflege in Form der speziellen Krankenbeobachtung fÃ¼r die
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gesamte Unterrichtszeit, als Begleitung fÃ¼r den Hin- und RÃ¼ckweg zur Schule
sowie auch wÃ¤hrend der Hortzeiten. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte es aus, es sei
hinreichend wahrscheinlich, dass die KlÃ¤gerin nach Â§ 37 Abs. 2 S. 1 SGB V
Anspruch auf Leistungen der Behandlungspflege gegen die Beklagte habe. Die
Notwendigkeit einer stÃ¤ndigen Ã�berwachung ergebe sich daraus, dass sie
jederzeit einen anaphylaktischen Schock erleiden kÃ¶nne und schon wegen ihres
Lebensalters die Gefahren nicht selbst einschÃ¤tzen kÃ¶nne. WÃ¤hrend des
Schulbesuchs kÃ¶nne die Ã�berwachung nicht durch den Vater sichergestellt
werden. Der KlÃ¤gerin kÃ¶nne auch nicht angesonnen werden, auf Dauer vom
Unterricht fernzubleiben. Zu Unrecht meine das Sozialgericht, dass wÃ¤hrend des
eigentlichen Unterrichts keine Ã�berwachung notwendig sei. Nach einem Schreiben
der Grundschule vom 9. Januar 2017 sei hinreichend glaubhaft, dass die Schule sich
mit ihren LehrkrÃ¤ften und sonstigen Mitarbeitern nicht in der Lage sehe, wÃ¤hrend
des Unterrichts die Ã�berwachung vorzunehmen und gegebenenfalls Medikamente
zu verabreichen. Angesichts des Umstands, dass eine anderweitige Ã�berwachung
wÃ¤hrend der Unterrichtszeiten damit gerade nicht sichergestellt sei, vermÃ¶ge der
Senat nicht zu erkennen, dass das Risiko des Eintritts eines anaphylaktischen
Schocks wÃ¤hrend des Unterrichts auch ohne eine stÃ¤ndige Ã�berwachung durch
KrankenpflegekrÃ¤fte ausgeschlossen werden kÃ¶nne. Daraufhin leistete die
Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Januar 2017 bis zum 30. Juni 2017 vorlÃ¤ufig und
machte Ã¼ber einen Betrag von 27.195,00 Euro einen Erstattungsanspruch
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen geltend.

Einen weiteren Antrag der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit von Juli bis Dezember 2017
(Folgeverordnung der FachÃ¤rztin fÃ¼r Kinderheilkunde H vom 11. Mai 2017)
Ã¼bersandte die Beklagte an den Beigeladenen, der ihn umgehend mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgab, es handele sich lediglich um eine Folge-Verordnung
zum Antrag auf medizinische Fachbetreuung, welchen die Beklagte als
zweitangegangener LeistungstrÃ¤ger abgelehnt habe. Da ein Klageverfahren vor
dem Sozialgericht Potsdam anhÃ¤ngig sei, sei eine Weiterleitung nach Â§ 14
Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) unzulÃ¤ssig. Aufgrund eines weiteren
Beschlusses des Sozialgerichts Potsdam vom 10. Juli 2017 im einstweiligen
Anordnungsverfahren (Aktenzeichen S 7 KR 308/17 ER) leistete die Beklagte
vorlÃ¤ufig unter RÃ¼ckforderungsvorbehalt hÃ¤usliche Krankenpflege fÃ¼r 35
Wochenstunden an Schul- bzw. Horttagen fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Juli 2017 bis zum
31. Dezember 2017.

Am 21. Juli 2017 erstellte Dr. Sch fÃ¼r den MDK ein sozialmedizinisches Gutachten.
HierfÃ¼r hatte der MDK eine Ã¤rztliche Stellungnahme eingeholt, die eine hohe
AnaphylaxiegefÃ¤hrdung bei nur geringer BerÃ¼hrung mit Milch sowie rohem
HÃ¼hnerei attestiert. Im Gutachten fÃ¼hrt Dr. Sch aus, dass bei
Gesamtbetrachtung der vorliegenden Unterlagen und in Beachtung des
bestehenden Krankheitsbildes nachvollziehbar sei, dass die KlÃ¤gerin einer
Betreuung/Beaufsichtigung beim Schulbesuch bedÃ¼rfe. Es kÃ¶nne jedoch nicht
erkannt werden, auf welcher Grundlage eine spezielle Krankenbeobachtung im
Rahmen des Schulbesuchs begrÃ¼ndet werden kÃ¶nne. Die Definition des
Leistungsverzeichnisses (unklar bleibt, ob Nr. 24 â�� spezielle Krankenbeobachtung
â�� gemeint ist) werde auch durch die Darlegungen des verordnenden Arztes nach
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gezielter Anfrage nicht erfÃ¼llt. Im Leistungsverzeichnis der HÃ¤uslichen-
Krankenpflege-Richtlinie (HKP-Richtlinie) werde unter Nr. 26 die Medikamentengabe
aufgefÃ¼hrt. Sofern eine im Haushalt lebende qualifizierte Person â��die
vorgenannte, Ã¤rztlicherseits verordnete behandlungspflegerische MaÃ�nahmeâ��
im Rahmen des Schulbesuchs nicht durchfÃ¼hren kÃ¶nne, sei die Anwesenheit
einer geeigneten Pflegekraft eines Leistungserbringers â��zur GewÃ¤hrleistung der
DurchfÃ¼hrung der verordneten behandlungspflegerischen MaÃ�nahme
(Medikamentengabe) medizinisch begrÃ¼ndbarâ��.

Einen Folgeantrag fÃ¼r die Zeit von Januar bis Juni 2018 nebst Verordnung von der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Kinderheilkunde H leitete die Beklagte an den Beigeladenen
weiter. Die ZustÃ¤ndigkeitsprÃ¼fung nach Â§ 14 SGB IX sei bei der Beklagten
erfolgt und habe eine (Teil-) Weiterleitung des Antrages an den Beigeladenen zur
Folge. Ausweislich des Gutachtens des MDK vom 21. Juli 2017 erfÃ¼lle die
KlÃ¤gerin nicht die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r eine spezielle
Krankenbeobachtung im Sinne der HKP-Richtlinie. Der Beigeladene hielt auch diese
Weiterleitung fÃ¼r unzulÃ¤ssig und sandte den Antrag zurÃ¼ck. Aufgrund eines
Beschlusses des Sozialgerichts Potsdam vom 21. Dezember 2017 (Aktenzeichen S 7
KR 569/17 ER) leistete die Beklagte vorlÃ¤ufig auch fÃ¼r den Zeitraum 2. Januar
2018 bis zum 30. Juni 2018. 

FÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2018 bis Dezember 2019 leistete die Beklagte teils wegen
Ablaufs der Bearbeitungsfrist in der Annahme einer Genehmigungsfiktion nach Â§
13 Abs. 3a SGB V, teils vorlÃ¤ufig zur Vermeidung eines erneuten einstweiligen
Rechtsschutzverfahrens unter RÃ¼ckforderungsvorbehalt in Anlehnung an die
gerichtlichen Entscheidungen. 

Am 3. Dezember 2019 verordnete der Facharzt fÃ¼r Kinderheilkunde Dipl.-Med. B
in einer Folgeverordnung fÃ¼r hÃ¤usliche Krankenpflege fÃ¼r die Zeit vom
2.Â Januar 2020 bis zum 30. Juni 2020 als sonstige MaÃ�nahmen der
Behandlungspflege â��Medgabe bei Bedarf; b. Bedarf Inhalation,
Notfallmanagement, Vorbeugung und Vermeidung Anaphylaktischen Schockâ�� im
Umfang von 40 Stunden wÃ¶chentlich. Die Verordnung ging am 19.Â Dezember
2019 bei der Beklagten ein. Den darin liegenden Antrag lehnte die Beklagte mit
Bescheid vom 8. Januar 2020 mit der BegrÃ¼ndung ab, die beratende Ã�rztin des
MDK sei zu dem Ergebnis gekommen, dass die Voraussetzungen einer speziellen
Krankenbeobachtung nicht vorlÃ¤gen. Eine Weiterleitung dieses Antrags ist den
Akten nicht zu entnehmen. Gegen die Ablehnungsentscheidung erhob die KlÃ¤gerin
Widerspruch.

Zugleich beantragte die KlÃ¤gerin erneut den Erlass einer einstweiligen Anordnung
beim Sozialgericht. BeigefÃ¼gt war eine Stellungnahme der M&M
Intensivpflegedienst GmbH vom 15. Januar 2020, in dem der die spezielle
Krankenbeobachtung ausfÃ¼hrende Pflegedienst mitteilte, dass eine fachliche
Begleitung wÃ¤hrend des Schulbesuchs weiterhin notwendig sei, unter anderem,
weil die KlÃ¤gerin auch nach ihrer eigenen Aussage sich in Notfallsituationen nicht
selbstÃ¤ndig versorgen kÃ¶nne und die zustÃ¤ndigen Lehrer in diesen
Notfallsituationen nicht angemessen reagieren kÃ¶nnten, da sie keine
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entsprechende Fachausbildung besÃ¤Ã�en. Weiter wurde das Pflegetagebuch fÃ¼r
die Zeit vom 8. Mai 2019 bis zum 15. Januar 2020 eingereicht sowie ein Attest des
Facharztes fÃ¼r Innere Medizin, Gastroenterologie, Diabetologie und Notfallmedizin
und Leitenden Notarztes sowie Ã�rztlichen Leiters des Rettungsdienstes des
Landkreises Teltow-FlÃ¤ming, Herrn Dr. Sch, Ev. Krankenhaus L, vom 21. Juli 2017,
in dem dieser bescheinigte, dass aus notfallmedizinischer Sicht bei Vorliegen einer
schweren Anaphylaxie eine sofortige notfallmÃ¤Ã�ige Behandlung erfolgen
mÃ¼sse. AuÃ�erdem wurden die Dauermedikationsliste, verordnet von Dipl. Med.
B, Facharzt fÃ¼r Kinder- und Jugendheilkunde, sowie sein NotfallmaÃ�nahmeplan
vom 12. April 2018 eingereicht. 

Mit Beschluss vom 10. Februar 2020 verpflichtete das Sozialgericht Potsdam die
Beklagte im Wege der einstweiligen Anordnung, fÃ¼r die Zeit bis zum 30. Juni 2020
Leistungen der hÃ¤uslichen Krankenpflege in Form der speziellen
Krankenbeobachtung fÃ¼r die gesamte Unterrichtszeit, als Begleitung fÃ¼r den
Hin- und RÃ¼ckweg zur Schule sowie auch wÃ¤hrend der Hortzeiten zu gewÃ¤hren.
Nach summarischer PrÃ¼fung sei davon auszugehen, dass ein Anspruch nach Â§ 37
Abs. 2 S. 1 SGB V gegeben sei. Die Kammer halte die EinschÃ¤tzung der
Pflegeperson in den Protokollen, dass die KlÃ¤gerin gerade noch kein hinreichendes
Problembewusstsein habe und die Gefahren nicht genau einschÃ¤tzen kÃ¶nne,
fÃ¼r glaubhaft und auch anhand des Alters fÃ¼r nachvollziehbar. Unerheblich sei,
ob die Notwendigkeit der stÃ¤ndigen Krankenbeobachtung den Voraussetzungen in
Nr. 24 des Leistungsverzeichnisses der HKP-Richtlinie entspreche, da hiermit gerade
nicht rechtsverbindlich der Umfang der AnsprÃ¼che der Versicherten festgelegt
werde, da der Ausschluss einer medizinisch gebotenen MaÃ�nahme gegen
hÃ¶herrangiges Recht verstieÃ�e.

Mit Widerspruchsbescheid vom 29. September 2020 wies die Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen den Ablehnungsbescheid vom 8. Januar 2020
zurÃ¼ck. Unter Bezugnahme auf das MDK-Gutachten vom 21. Juli 2017 sei nicht
erkennbar, warum die notwendige Betreuung bzw. Beaufsichtigung der KlÃ¤gerin
im Rahmen der Behandlungspflege durch eine Pflegefachkraft zu Lasten der
Krankenversicherung erfolgen mÃ¼sse. Es sei eine Betreuung/Beaufsichtigung
durch eine Integrationsfachkraft angezeigt. Die KlÃ¤gerin habe bislang keinen
Antrag auf Eingliederungshilfe beim Beigeladenen gestellt und ignoriere die
Hinweise von ihr, der Beklagten, dass die begehrte Leistung trÃ¤gerÃ¼bergreifend
als Komplexleistung gewÃ¤hrt werden mÃ¼sse.

Am 9. Oktober 2020 hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Potsdam erhoben.
Sie sei noch nicht dazu in der Lage, adÃ¤quat in einer akuten
GefÃ¤hrdungssituation und nach einem drohenden anaphylaktischen Schock zu
reagieren und kÃ¶nne die verordnete spezielle Krankenbeobachtung daher
beanspruchen. Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat die Ansicht
vertreten, dass sich aus der HKP-Richtlinie kein Anspruch der KlÃ¤gerin ergebe. Die
KlÃ¤gerin habe immer noch keinen Antrag auf Eingliederungshilfe gestellt und im
Jahr 2018 eine von der Rentenversicherung bewilligte Reha-MaÃ�nahme nicht
angetreten. Mit Beschluss vom 7. Dezember 2021 hat das Sozialgericht den TrÃ¤ger
der Eingliederungshilfe zum Verfahren beigeladen, der die Ansicht vertreten hat, die
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KlÃ¤gerin habe gegen die Beklagte einen Anspruch auf
Behandlungssicherungspflege, wofÃ¼r keine ZustÃ¤ndigkeit im Rahmen der
Eingliederungshilfe bestehe. 

Mit Urteil vom 8. September 2022 hat das Sozialgericht den Bescheid der Beklagten
vom 8. Januar 2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.Â September
2020 aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 2.
Januar 2020 bis zum 30. Juni 2020 wÃ¤hrend des Schulwegs und wÃ¤hrend der
Unterrichts- und Hortzeiten hÃ¤usliche Krankenpflege in Form von spezieller
Krankenbeobachtung zu gewÃ¤hren. Die Voraussetzungen des Â§ 37 Abs. 2 S. 1
SGBÂ V seien erfÃ¼llt. Spezielle Krankenbeobachtung sei erforderlich, wenn mit
hoher Wahrscheinlichkeit eine sofortige pflegerische/Ã¤rztliche Intervention bei
lebensbedrohlichen Situationen erforderlich sei und nur die genauen Zeitpunkte und
das genaue AusmaÃ� nicht im Voraus bestimmt werden kÃ¶nnten. Zwischen den
Beteiligten sei unstreitig, dass die KlÃ¤gerin infolge ihrer multiplen Allergien, die
auch durch einen bloÃ�en Hautkontakt zu schweren allergischen Reaktionen bis hin
zu einem anaphylaktischen Schock fÃ¼hren kÃ¶nnten, unter BerÃ¼cksichtigung
ihres Alters ohne eine stÃ¤ndige Ã�berwachung und ggf. eine dem Ã¤rztlich
aufgestellten Notfallplan entsprechende medikamentÃ¶se Intervention wÃ¤hrend
des Schulalltags einer stÃ¤ndig prÃ¤senten lebensbedrohlichen Gefahr ausgesetzt
wÃ¤re und dass vor diesem Hintergrund eine Begleitung/Ã�berwachung und
gegebenenfalls medikamentÃ¶se Intervention erforderlich sei. Eine Leistungspflicht
des Beigeladenen bestehe nicht. Eingliederungshilfe und Leistungen der
Behandlungspflege verfolgten unterschiedliche Ziele. Zur Behandlungspflege
gehÃ¶rten alle PflegemaÃ�nahmen, die durch bestimmte Erkrankungen erforderlich
wÃ¼rden, speziell auf den Krankheitszustand des Versicherten ausgerichtet seien
und dazu beitrÃ¼gen, die Krankheit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten
oder Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu lindern, wobei diese
MaÃ�nahmen typischerweise nicht von einem Arzt, sondern von Vertretern
medizinischer Hilfsberufe oder auch von Laien erbracht wÃ¼rden. Aufgabe der
Eingliederungshilfe sei es hingegen, Leistungsberechtigten eine individuelle
LebensfÃ¼hrung zu ermÃ¶glichen und die volle, wirksame und gleichberechtigte
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fÃ¶rdern. Die Abgrenzung habe nach der
Zielrichtung der Leistung zu erfolgen. Diene die Leistung der BewÃ¤ltigung von
Anforderungen des Schulalltags, sei der Bedarf der Eingliederungshilfe zuzuordnen.
Handele es sich â�� wie vorliegend â�� um die Notwendigkeit, die kÃ¶rperliche
Situation zu beobachten und gegebenenfalls in medizinisch-pflegerischer Hinsicht
zu intervenieren, so handele es sich um Behandlungspflege. Vor diesem
Hintergrund ergebe sich auch fÃ¼r die von der Beklagten begehrte
trÃ¤gerÃ¼bergreifende LÃ¶sung kein Ansatz. Der Nichtantritt einer
RehabilitationsmaÃ�nahme auÃ�erhalb des Verwaltungsverfahrens des Beklagten
kÃ¶nne keine Mitwirkungspflichtverletzung darstellen. Zudem habe die Beklagte auf
eine mÃ¶gliche Entziehung nicht hingewiesen und eine solche nicht entschieden.

Gegen das der Beklagten am 26. September 2022 zugestellte Urteil hat die
Beklagte am 17. Oktober 2022 Berufung zum LSG Berlin-Brandenburg eingelegt.
Die KlÃ¤gerin bedÃ¼rfe als Behinderte der Leistungen der Eingliederungshilfe und
nicht der Behandlungssicherungspflege. Die Sicherstellung der BedÃ¼rfnisse der
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Eingliederung einer zum damaligen Zeitpunkt zehnjÃ¤hrigen SchÃ¼lerin in den
Klassenverband stehe bei weitem im Vordergrund gegenÃ¼ber einer rein
behandlungspflegerischen Absicherung vor Allergie auslÃ¶senden Kontakten. Die
begehrten Leistungen wÃ¼rden primÃ¤r dem Ziel dienen, die KlÃ¤gerin als
behinderten Menschen in die Gesellschaft zu integrieren und ihr den Besuch der
Schule zu ermÃ¶glichen. Die Leistung sei nicht primÃ¤r darauf ausgerichtet, eine
Krankheit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu lindern. Die begehrte
Integrationshilfe solle die KlÃ¤gerin befÃ¤higen, eigenstÃ¤ndig kÃ¶rperliche- und
Nahrungsmittelkontakte sicher einschÃ¤tzen und verlÃ¤sslich vermeiden und im
Notfall eigenstÃ¤ndig reagieren zu kÃ¶nnen.

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 8. September 2022 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend. FÃ¼r sie wird vorgetragen: Die
Krankenbeobachtung habe nicht behinderungsbedingte Nachteile bei ihr
ausgleichen sollen, sondern habe dem Schutz ihrer Gesundheit gedient. Sie habe
als damals 10jÃ¤hriges Kind noch nicht erkennen kÃ¶nnen, welche Folgen die
Aufnahme oder der bloÃ�e KÃ¶rperkontakt mit allergieauslÃ¶senden Stoffen haben
kÃ¶nne. Es habe aufgrund der Vielzahl und der Schwere der Allergien der Eintritt
eines anaphylaktischen Schocks gedroht. Notfallsituationen seien in der
Vergangenheit mehrfach aufgetreten.

Der Beigeladene beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Die vom Sozialgericht
vorgenommene Abgrenzung von Eingliederungshilfe und Behandlungspflege sei
zutreffend. Aufgrund der schwerwiegenden Erkrankungen und Allergien der
KlÃ¤gerin bedÃ¼rfe sie stÃ¤ndiger Ã�berwachung und im Notfall einer
medikamentÃ¶sen Intervention. Es gehe daher nicht um die BewÃ¤ltigung des
Schulalltages, um der KlÃ¤gerin die gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft zu ermÃ¶glichen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie den der Verwaltungsakten der Beklagten sowie des
Beigeladenen. ErgÃ¤nzend wird auf die Gerichtsakten der Verfahren des
Sozialgerichts Potsdam zu den Aktenzeichen S 7 KR 569/17 ER, S 7 KR 10/20 ER und
S 35 KR 406/16 ER, L 1 KR 21/17 B ER verwiesen.
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Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Â 

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und statthaft (Â§Â§ 143, 144 Abs. 1, 151
Sozialgerichtsgesetz [SGG]). Sie ist jedoch â�� abgesehen von der Neufassung des
Tenors zu 2 der erstinstanzlichen Entscheidung â�� nicht begrÃ¼ndet. Das Urteil
des Sozialgerichts Potsdam vom 8.Â September 2022 ist im Ergebnis rechtmÃ¤Ã�ig.

Gegenstand des Berufungsverfahrens sind neben dem erstinstanzlichen Urteil der
Bescheid der Beklagten vom 8. Januar 2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 29.Â September 2020. Zu Recht hat das Sozialgericht mit dem Tenor zu 1 die
Ablehnungsentscheidung der Beklagten aufgehoben. Zu Unrecht â�� oder jedenfalls
missverstÃ¤ndlich â�� hat das Sozialgericht jedoch die Beklagte mit dem Tenor zu 2
(nochmals) verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 2. Januar 2020 bis zum 30.
Juni 2020 wÃ¤hrend des Schulwegs und wÃ¤hrend der Unterrichts- und Hortzeiten
hÃ¤usliche Krankenpflege in Form von spezieller Krankenbeobachtung zu
gewÃ¤hren, anstatt insoweit die endgÃ¼ltige Leistungspflicht der Beklagten nur
festzustellen. DiesbezÃ¼glich war der Tenor der Entscheidung zu Ã¤ndern, was im
Ergebnis jedoch nicht zu einem Obsiegen der Beklagten fÃ¼hrt.

1.
Die der Berufung zugrunde liegende Klage der KlÃ¤gerin ist als kombinierte
Anfechtungs- und Feststellungsklage nach Â§Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, 55 SGG zulÃ¤ssig.
Zwar ist der erstinstanzlich gestellte Antrag auf eine kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gerichtet. Bei sachdienlicher Auslegung des klÃ¤gerischen
Begehrens ist jedoch von einer kombinierten Anfechtungs- und Feststellungsklage
auszugehen. Denn das Ziel der KlÃ¤gerin ist es â�� neben der Aufhebung der
entgegenstehenden Entscheidung der Beklagten â��, den Rechtsgrund fÃ¼r das
â��BehaltendÃ¼rfenâ�� der in der Vergangenheit vorlÃ¤ufig erbrachten Leistungen
feststellen zu lassen. Hat ein LeistungstrÃ¤ger bereits vorlÃ¤ufig geleistet, kann er
nicht erneut zur Leistung, auch nicht im Sinne einer Kostenfreistellung, verurteilt
werden; es bedarf lediglich der Feststellung, dass die Leistung nicht nur vorlÃ¤ufig
zu Recht erbracht wurde. Richtige Klageart fÃ¼r ein solches Begehren ist daher die
kombinierte Anfechtungs- und Feststellungsklage (vgl. Bundessozialgericht [BSG],
Urteile vom 13.Â Dezember 2016 â�� B 1 KR 1/16 R â�� juris Rn. 8 und B 1 KR
10/16 R â�� juris Rn. 9; Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 1 KR 31/13 R â�� juris
Rn. 11 f.). Dies gilt mit Blick auf die ErfÃ¼llungsfiktion des Â§Â 107 Abs.Â 1 Zehntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) auch dann, wenn ein anderer als der beklagte
LeistungstrÃ¤ger vorlÃ¤ufig geleistet und einen Erstattungsanspruch angemeldet
hat (SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 21. April 2021Â â�� L 1 KR 539/17Â â��, juris Rn.
27).
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2.
Die Berufung der Beklagten ist im Ergebnis nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf Aufhebung der Ablehnungsentscheidung und
Feststellung der endgÃ¼ltigen Pflicht der Beklagten, spezielle Krankenbeobachtung
in der Zeit vom 2. Januar 2020 bis 30. Juni 2020 zu gewÃ¤hren.

a.
Rechtsgrundlage fÃ¼r diesen Anspruch ist Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V in der vom
1.Â Januar 2019 bis 28. Oktober 2020 geltenden Fassung. Danach erhalten
Versicherte in ihrem Haushalt, ihrer Familie oder sonst an einem geeigneten Ort,
insbesondere in betreuten Wohnformen, Schulen und KindergÃ¤rten, bei besonders
hohem Pflegebedarf auch in WerkstÃ¤tten fÃ¼r behinderte Menschen als
hÃ¤usliche Krankenpflege Behandlungspflege, wenn diese zur Sicherung des Ziels
der Ã¤rztlichen Behandlung erforderlich ist.

GemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 6 SGB V legt der Gemeinsame Bundesausschuss in Richtlinien
fest, an welchen Orten und in welchen FÃ¤llen Leistungen auch auÃ�erhalb des
Haushalts und der Familie des Versicherten erbracht werden kÃ¶nnen. Dies ist in
der HKP-Richtlinie geschehen. Nach Â§ 2b Abs. 1 Satz 1 der HKP-Richtlinie (in der ab
6.Â Dezember 2019 geltenden Fassung; BAnz AT 05.12.2019 B4) ist die
Sicherungspflege Bestandteil des Ã¤rztlichen Behandlungsplans und kann verordnet
werden, wenn sich der oder die Versicherte wegen einer Krankheit in ambulanter
vertragsÃ¤rztlicher Versorgung befindet und diese nur mit UnterstÃ¼tzung durch
MaÃ�nahmen der hÃ¤uslichen Krankenpflege durchgefÃ¼hrt werden kann. Zur
Behandlungspflege gehÃ¶ren alle PflegemaÃ�nahmen, die nur durch eine
bestimmte Krankheit verursacht werden, speziell auf den Krankheitszustand des
Versicherten ausgerichtet sind und dazu beitragen, die Krankheit zu heilen, ihre
Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu verhindern oder zu
lindern, wobei diese MaÃ�nahmen typischerweise nicht von einem Arzt, sondern
von Vertretern medizinischer Hilfsberufe oder auch von Laien erbracht werden (vgl.
PadÃ© in jurisPK-SGB V, Â§Â 37 SGB V (Stand: 15.01.2024), Rn. 72 m.w.N.).

Die KlÃ¤gerin ist als familienversichertes Kind Mitglied der Beklagten. Sie befand
sich u.a. wegen einer lebensbedrohlichen NahrungsmittelunvertrÃ¤glichkeit in
vertragsÃ¤rztlicher Behandlung. Es bestand bei ihr das Risiko eines
lebensbedrohlichen anaphylaktischen Schocks. Dies machte im ersten Halbjahr
2020 zur Sicherung des Ziels der Ã¤rztlichen Behandlung der KlÃ¤gerin eine
kontinuierliche Beobachtung und im Bedarfsfall eine Intervention mit den
notwendigen medizinisch-pflegerischen MaÃ�nahmen erforderlich. Denn die
KlÃ¤gerin war aufgrund ihres Alters und ihrer individuellen Entwicklung nicht in der
Lage, allein die Gesundheitsgefahren zu erkennen und adÃ¤quat darauf zu
reagieren. Dies ist zwischen den Beteiligten unstreitig und ergibt sich aus dem
sozialmedizinischen Gutachten des MDK vom 4.Â Juli 2016, aus den verschiedenen
Ã¤rztlichen Verordnungen betreffend die spezielle Krankenbeobachtung wÃ¤hrend
der Schulzeit, aus dem sozialmedizinischen Gutachten des Dr. Sch vom 21. Juli
2017 sowie aus dem Attest des Ã�rztlichen Leiters des Rettungsdienstes Dr.Â Sch
vom 21. Juli 2017. Auch wenn sich nach den im Gutachten des MDK vom 21. Juli
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2017 wiedergegebenen Ã¤rztlichen Angaben das Risiko eines lebensbedrohlichen
anaphylaktischen Schocks zwischen 2016 und Juli 2017 nicht realisiert hat, bestand
ein unverÃ¤ndertes Risiko, wovon auch die Beteiligten Ã¼bereinstimmend
ausgehen. Die Krankenbeobachtung diente hier auch zur Sicherung des Ziels der
Ã¤rztlichen Behandlung, da die konkreten EinzelmaÃ�nahmen der beobachtenden
Pflegekraft die ambulante Ã¤rztliche Behandlung der KlÃ¤gerin ergÃ¤nzten und
diese einheitlich ihrer Gesunderhaltung dienten.

Die verordnete Leistung war in der Schule und im Hort erforderlich, wobei es sich
jeweils um einen geeigneten Ort i.S. v. Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGBV handelt. Der
SchultrÃ¤ger bzw. die Schule der KlÃ¤gerin konnte die Beobachtung und
medizinische Notfallintervention nicht leistungsgerecht erbringen, was ebenfalls
zwischen den Beteiligten unstreitig ist. Die Leistung war auch auf dem Hinweg zur
Schule und auf dem RÃ¼ckweg vom Hort medizinisch notwendig, es handelt sich
bei der Wegstrecke jeweils auch um einen â��geeigneten Ortâ�� im Sinne der
Vorschrift (a.A. SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 21. April 2021Â â�� L 1 KR 539/17
Â â��, juris Rn. 32, jedoch unter Bezugnahme auf Krankentransportleistungen). Da
das Gesetz keine Definition des â��geeigneten Ortesâ�� enthÃ¤lt, hat die
Rechtsprechung des BSG den Begriff dahin konkretisiert, dass ein Anspruch an allen
geeigneten Orten besteht, an denen sich der Versicherte regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehrend aufhÃ¤lt, wenn die Leistung aus medizinisch-pflegerischen
GrÃ¼nden wÃ¤hrend des Aufenthalts an diesem Ort notwendig ist (BSG, Urteil vom
7. Mai 2020Â â�� B 3 KR 4/19 RÂ â��, juris Rn.Â 19; BSG, Urteil vom 30. November
2017Â â�� B 3 KR 11/16 RÂ â��, juris Rn. 24). Die KlÃ¤gerin nutzte die stets gleiche
Wegstrecke regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrend, die Krankenbeobachtung war (gerade)
auf diesen Wegstrecken notwendig.

Der Anspruch ist nicht nach Â§ 37 Abs. 3 SGB V ausgeschlossen. Der Anspruch auf
hÃ¤usliche Krankenpflege besteht danach nur, soweit eine im Haushalt lebende
Person den Kranken in dem erforderlichen Umfang nicht pflegen und versorgen
kann. Auf den Wegen von und zur Schule, in der Schule sowie wÃ¤hrend der
Hortzeiten konnte der Vater der KlÃ¤gerin wegen eigener ErwerbstÃ¤tigkeit und der
Betreuung der Geschwister der KlÃ¤gerin nicht selbst die Krankenpflege
Ã¼bernehmen.

Zutreffend verweist die Beklagte zwar darauf, dass sich die medizinisch notwendige
Behandlung der KlÃ¤gerin nicht vollstÃ¤ndig unter die Voraussetzungen von Nr. 24
â�� spezielle Krankenbeobachtung â�� des Leistungsverzeichnisses der HKP-
Richtlinie subsumieren lÃ¤sst, da danach â��mit hoher Wahrscheinlichkeit eine
sofortige pflegerische/Ã¤rztliche Intervention bei lebensbedrohlichen Situationen
tÃ¤glich erforderlichâ�� sein muss. Bei der begehrten Leistung fÃ¼r die KlÃ¤gerin
ging es jedoch gerade darum, das Risiko eines anaphylaktischen Schocks und damit
die Wahrscheinlichkeit der Interventionsnotwendigkeit zu vermeiden bzw. zu
reduzieren. Ferner bestand keine hohe Wahrscheinlichkeit, dass die KlÃ¤gerin
tÃ¤glich den fÃ¼r sie gefÃ¤hrlichen Kontaminationsrisiken ausgesetzt sein wÃ¼rde.
Ein Ausschluss der im Einzelfall gebotenen Krankenbeobachtung aus dem Katalog
der verordnungsfÃ¤higen Leistungen verstÃ¶Ã�t aber gegen hÃ¶herrangiges Recht.
Ebenso wenig wie der Gemeinsame Bundesausschuss ermÃ¤chtigt ist, den Begriff
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der Krankheit in Â§Â 27 Abs.Â 1 SGBÂ V hinsichtlich seines Inhalts und seiner
Grenzen zu bestimmen, ist er befugt, medizinisch notwendige MaÃ�nahmen der
hÃ¤uslichen Krankenpflege auszunehmen (BSG, Urteil vom 10. November
2005Â â�� B 3 KR 38/04 RÂ â��, juris, Rn.Â 19).

Die hier medizinisch unstreitig erforderliche Beobachtung und medizinische
Interventionsbereitschaft gehÃ¶rt nach Ã�berzeugung des Senats im vorliegenden
Fall zum Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversicherung nach Â§ 37 Abs. 2
SGBÂ V. Denn der krankenversicherungsrechtliche Anspruch auf hÃ¤usliche
Krankenpflege umfasst auch die stÃ¤ndige Beobachtung des Versicherten durch
eine medizinische Fachkraft, wenn diese â�� wie hier â�� wegen der Gefahr
lebensbedrohlicher Komplikationen von Erkrankungen jederzeit einsatzbereit sein
muss, um die nach Lage der Dinge jeweils erforderlichen medizinischen
MaÃ�nahmen durchzufÃ¼hren (BSG, Urteil vom 10.Â November 2005Â â�� BÂ 3 KR
38/04 R). Dies ergibt sich aus der Abgrenzung der Leistungsbereiche.

GegenÃ¼ber dem Beigeladenen bestand kein Anspruch der KlÃ¤gerin auf
Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe gemÃ¤Ã� Â§ 112 i.V.m. Â§Â§ 90
Abs. 4, 75 SGBÂ IX. 

Zwar werden nach den allgemeinen Bestimmungen in Teil 1 des SGB IX â�� hier
gemÃ¤Ã� Â§Â 75 Abs. 1 SGB IX fÃ¼r die Teilhabe an Bildung â�� unterstÃ¼tzende
Leistungen erbracht, die erforderlich sind, damit Menschen mit Behinderungen
Bildungsangebote gleichberechtigt wahrnehmen kÃ¶nnen. Es ist nach den
besonderen Bestimmungen des Teil 2 des SGB IX gemÃ¤Ã� Â§ 90 Abs. 4 SGB IX die
Aufgabe der Teilhabe an Bildung, Leistungsberechtigten eine ihren FÃ¤higkeiten
und Leistungen entsprechende Schulbildung und schulische und hochschulische
Aus- und Weiterbildung fÃ¼r einen Beruf zur FÃ¶rderung ihrer Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft zu ermÃ¶glichen. GemÃ¤Ã� Â§ 112 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2
SBG IX umfassen die Leistungen zur Teilhabe an Bildung Hilfen zu einer
Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht,
einschlieÃ�lich Leistungen zur UnterstÃ¼tzung schulischer Ganztagsangebote in
der offenen Form, die im Einklang mit dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der
Schule stehen und unter deren Aufsicht und Verantwortung ausgefÃ¼hrt werden,
an den stundenplanmÃ¤Ã�igen Unterricht anknÃ¼pfen und in der Regel in den
RÃ¤umlichkeiten der Schule oder in deren Umfeld durchgefÃ¼hrt werden. Nach Â§
112 Abs. 1 Satz 3 SGB IX umfassen die Leistungen zur Teilhabe an Bildung auch
heilpÃ¤dagogische und sonstige MaÃ�nahmen, wenn die MaÃ�nahmen erforderlich
und geeignet sind, der leistungsberechtigten Person den Schulbesuch zu
ermÃ¶glichen oder zu erleichtern.

Die Abgrenzung zwischen Eingliederungshilfe einerseits und (Behandlungs-)
Sicherungspflege andererseits hat nach der Zielrichtung der Leistung bzw. dem
Leistungszweck zu erfolgen (vgl. zu Hilfsmitteln BSG, Urteil vom 19. Mai 2009 â�� B
8 SO 32/07 R, juris Rn. 17, und Urteil vom 29. September 2009 â�� B 8 SO 19/08 R,
juris Rn. 21). Die Leistungszwecke kÃ¶nnen sich im Einzelfall zwar Ã¼berschneiden,
die Leistungen der Eingliederungshilfe verfolgen jedoch mit der Erleichterung des
Schulbesuchs Ã¼ber die Zwecke der gesetzlichen Krankenversicherung
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hinausgehende Ziele (BSG, Urteil vom 29. September 2009 â�� B 8 SO 19/08 R â��,
juris Rn. 21).

Dient die Hilfeleistung der BewÃ¤ltigung von Anforderungen des Schulalltags, ist
der Bedarf der Eingliederungshilfe zuzuordnen; handelt es sich dagegen allein um
einen krankheitsbedingten Bedarf, der auf die Beobachtung der kÃ¶rperlichen
Situation und eine ggf. notwendige Intervention durch die Verabreichung eines
Notfallmedikaments gerichtet ist, ist er der Behandlungssicherungspflege nach Â§
37 Abs. 2 S. 1 SGB V zuzuordnen (LSG Hamburg, Beschluss vom 11. Oktober 2019
â�� L 4 SO 49/19 B ER â��, Rn. 6, juris; m.w.N.; ferner Hessisches LSG, Beschluss
vom 15. MÃ¤rz 2017 â�� L 4 SO 23/17 B ER, juris Rn. 8; Bayerisches LSG, Beschluss
vom 22.3.2017 â�� L 18 SO 99/17 B ER, juris Rn. 20; ThÃ¼ringer LSG, Beschluss
vom 16. Mai 2017 â�� L 6 KR 1571/15 B ER, juris Rn. 25ff.; a.A. wohl LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 12. Dezember 2017 â�� L 7 SO 3798/17 ER-B, juris
Rn. 12ff.). 

Vorliegend stand bei der KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum zur Ã�berzeugung des
Senats nicht die BewÃ¤ltigung von Anforderungen des Schulalltages im
Vordergrund, also die Verbesserung oder Erleichterung des Schulbesuchs der
KlÃ¤gerin. Vielmehr ging es schwerpunktmÃ¤Ã�ig um die gebotene Beobachtung
der kÃ¶rperlichen Situation der KlÃ¤gerin, deren Notwendigkeit auch durch die
Beklagte anerkannt ist, und um eine ggf. notwendige Intervention durch die
Verabreichung von Notfallmedikamenten und GewÃ¤hrung sonstiger medizinischer
Hilfe. Die bei der KlÃ¤gerin erforderlichen MaÃ�nahmen waren unabhÃ¤ngig vom
Schulbesuch wÃ¤hrend des gesamtes Tages medizinisch notwendig, daher fehlt es
an der unmittelbaren VerknÃ¼pfung mit dem Schulbesuch.

Dagegen kann nicht angefÃ¼hrt werden, dass ohne die entsprechende
Beobachtung und NotfallunterstÃ¼tzung die Teilnahme der KlÃ¤gerin am
Schulunterricht krankheitsbedingt nicht gesichert sei, weshalb es eben doch um
eine Leistung der Eingliederungshilfe gehe. Denn die Leistung diente nicht allein der
Schulausbildung der KlÃ¤gerin, sondern vielmehr im Kern dem Schutz ihrer
Gesundheit. Diesen Schutz gewÃ¤hrleistet die Krankenversicherung. Die
Notwendigkeit der Leistungserbringung in der Schule, im Hort und auf den Wegen
dorthin sowie nach Hause ergibt sich nicht aus einem schulspezifischen Bedarf,
sondern aus dem Umstand, dass der Gesundheitsschutz der KlÃ¤gerin den
gesamten Tag Ã¼ber sichergestellt werden musste, der Vater diesen Schutz aber
nur in der hÃ¤uslichen Umgebung und der familiÃ¤ren Freizeitgestaltung
sicherstellen konnten. Der pflegerische Bedarf entstand bei der KlÃ¤gerin nicht
wegen des Schulbesuchs, sondern wegen der Erkrankung. Die Notwendigkeit der
SozialleistungsgewÃ¤hrung lag nicht in einem pÃ¤dagogisch geprÃ¤gten
Hilfebedarf, sondern im fehlenden Gesundheitsschutz durch
Beobachtungsleistungen des Vaters wÃ¤hrend der Zeiten auÃ�erhalb der
hÃ¤uslichen Umgebung.

Der zu entscheidende Fall stellt sich daher anders dar als derjenige, in dem einem
an Diabetes erkrankten Kind allein zur Sicherstellung der Teilnahme am
Sportunterricht ein Anspruch auf Hilfen zur angemessenen Schulbildung in Gestalt
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eines Einzelfallhelfers im unmittelbaren zeitlichen Umfeld der jeweiligen
Sportstunde zuerkannt wurde (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 18.
Januar 2017 â�� LÂ 15 SO 355/16 B ER, juris Rn. 4ff.). Diese Entscheidung prÃ¼ft
den Anspruch nach Â§Â 37 Abs. 2 SGB V nicht.

b.
Es kann dahinstehen, ob sich die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten auch aus Â§Â 14
Abs. 1 SGB IX ergibt. Es ist in der Rechtsprechung umstritten, ob die Anwendbarkeit
des Â§Â 14 SGB IX objektiv eine Teilhabeleistung voraussetzt, woran es hier wegen
des klaren kurativen Bezuges der Krankenbeobachtung fehlen kÃ¶nnte (dagegen
Schleswig-Holsteinisches LSG, Beschluss vom 9. Januar 2019Â â�� L 9 SO 219/18
BÂ ERÂ â��, juris Rn. 6; dafÃ¼r Hessisches LSG, Beschluss vom 15. MÃ¤rz
2017Â â�� L 4 SO 23/17 B ER; weitere Nachweise bei Ulrich in jurisPK-SGB IX, 4.
Aufl., Â§Â 14 SGB IX (Stand: 01.10.2023), Rn.Â 47). Auch bei Anwendbarkeit des
SGB IX ergibt sich allein eine ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten. Diese folgt entweder
daraus, dass die Beklagte den bei ihr eingereichten Antrag in der Form der
Verordnung vom 3. Dezember 2019 fÃ¼r das hier streitgegenstÃ¤ndliche erste
Halbjahr 2020 nicht weitergeleitet hat, sondern â�� formell zutreffend â��
hierÃ¼ber selbst entschieden hat. Oder ihre ZustÃ¤ndigkeit folgt aus dem
Umstand, dass der Beigeladene den Erstantrag der KlÃ¤gerin vom 24. September
2015 an die Beklagte weitergeleitet hat und keine ZÃ¤sur zwischen Erst- und hier
streitiger Folgeverordnung eingetreten ist (zur zeitlich unbeschrÃ¤nkten
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r VerlÃ¤ngerungsantrÃ¤ge Ulrich, in jurisPK-SGB IX, 4.Â Aufl., 
Â§Â 14 SGB IX (Stand: 01.10.2023), Rn. 58 m.w.N.).

Lediglich ergÃ¤nzend verweist der Senat auf den Nachrang der
Eingliederungshilfeleistungen, Â§ 91 SGB IX, der das hiesige Ergebnis ebenso
stÃ¼tzt.

c.
Einer Abgrenzung zu Leistungen der medizinischen Rehabilitation nach Â§ 42 SGB
IX bedarf es nicht. Diese Vorschrift ist nach einem ganzheitlichen Therapieansatz
gefasst worden und enthÃ¤lt ein komplexes Angebot nicht nur hinsichtlich der
Minderung oder Ausgleichung der Behinderung, sondern auch hinsichtlich der
psychischen BewÃ¤ltigung der Krankheit und der sozialen
KrankheitsfolgenbewÃ¤ltigung. Der Rehabilitation liegt dementsprechend ein
biopsychosoziales Modell von Krankheit und Behinderung zugrunde, das Gesundheit
und Krankheit als Ineinandergreifen physiologischer, psychischer und sozialer
VorgÃ¤nge beschreibt (Oppermann in Hauck/Noftz SGB IX, 3. EL 2024, Â§Â 42 SGB
IX 2018, Rn. 18). FÃ¼r Leistungen der medizinischen Rehabilitation wÃ¤re die
Beklagte nach Â§Â 5 Nr. 1 i.V.m. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX ebenso zustÃ¤ndig.

d.
ErgÃ¤nzend verweist der Senat auf die GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung,
denen zu folgen ist, Â§ 153 Abs. 2 SGG.

2.
Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt den Ausgang
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des Verfahrens. Kosten des Beigeladenen waren nicht zu erstatten.

3.
Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r nicht vorliegen (Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG).

Â 

Â 

Erstellt am: 16.12.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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